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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Jahresbericht über Menschenrechte und Demokratie in der Welt 2012 und die 
Politik der Europäischen Union in diesem Bereich

(2013/2152(INI))

Das Europäische Parlament

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und andere 
Menschenrechtsverträge und -instrumente der Vereinten Nationen,

– gestützt auf Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union (EUV),

– unter Hinweis auf den Jahresbericht der EU über Menschenrechte und Demokratie in der 
Welt 2012, der vom Rat am 6. Juni 2013 angenommen wurde,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Dezember 2012 zum Jahresbericht über 
Menschenrechte und Demokratie in der Welt 2011 und die Politik der Europäischen 
Union in diesem Bereich1,

– in Kenntnis des Strategischen Rahmens der EU für Menschenrechte und Demokratie und 
des EU-Aktionsplans für Menschenrechte und Demokratie (11855/2012), die der Rat 
„Auswärtige Angelegenheiten“ am 25. Juni 2012 angenommen hat,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Dezember 2012 zur Überprüfung der EU-
Menschenrechtsstrategie2,

– in Kenntnis des Beschlusses 2012/440/GASP des Rates vom 25. Juli 2012 zur Ernennung 
des Sonderbeauftragten der Europäischen Union für Menschenrechte3,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 13. Juni 2012 zu dem EU-Sonderbeauftragten 
für Menschenrechte4,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates vom 14. Mai 2012 mit dem Titel „Für eine 
EU-Entwicklungspolitik mit größerer Wirkung: eine Agenda für den Wandel“,

– unter Hinweis auf seine Empfehlung an die Hohe Vertreterin für die Außen- und 
Sicherheitspolitik und Vizepräsidentin der Kommission, den Rat und die Kommission 
vom 13. Juni 2013 zu der 2013 anstehenden Überprüfung von Organisation und 
Arbeitsweise des EAD (2012/2253(INI)),5

– unter Hinweis auf die EU-Leitlinien zu den Menschenrechten und zum humanitären 

                                               
1 Abgenommene Texte, P7_TA(2012)0503.
2 Abgenommene Texte, P7_TA(2012)0504.
3 ABl. L 200 vom 27.7.2012, S. 21.
4 Abgenommene Texte, P7_TA(2012)0250.
5 Abgenommene Texte, P7_TA(2013)0278.



PE516.771v01-00 4/18 PR\944824DE.doc

DE

Völkerrecht1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Februar 2013 zu der 22. Tagung des 
Menschenrechtsrates der Vereinten Nationen (2013/2533(RSP))2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. November 2011 zur Unterstützung der 
Europäischen Union für den IStGH: Herausforderungen annehmen und Schwierigkeiten 
überwinden3,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Dezember 2011 über die Überprüfung der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik4,

– unter Hinweis auf die gemeinsamen Mitteilungen der Kommission und der Hohen 
Vertreterin der Union für die Außen- und Sicherheitspolitik vom 20. März 2013 mit dem 
Titel „Europäische Nachbarschaftspolitik: Auf dem Weg zu einer verstärkten 
Partnerschaft“ (JOIN(2013)4) und vom 25. Mai 2011 mit dem Titel „Eine neue Antwort 
auf eine Nachbarschaft im Wandel: Eine Überprüfung der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik“ (COM(2011)0303),

– unter Hinweis auf seine Empfehlung vom 29. März 2012 an den Rat zu den Modalitäten 
der möglichen Einrichtung eines Europäischen Fonds für Demokratie (EFD)5,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2011 zu den außenpolitischen 
Maßnahmen der EU zur Förderung der Demokratisierung6,

– unter Hinweis auf die Resolution der UN-Generalversammlung vom 20. Dezember 2012 
(A/RES/67/176) zu einem Moratorium für die Vollstreckung der Todesstrafe,

– unter Hinweis auf die Resolutionen 1325, 1820, 1888, 1889 und 1960 des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen zu Frauen, Frieden und Sicherheit,

– unter Hinweis auf den Bericht „Indikatoren für den umfassenden Ansatz für die 
Umsetzung der Resolutionen 1325 und 1820 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
betreffend Frauen, Frieden und Sicherheit durch die EU“, der am 13. Mai 2011 vom Rat 
der EU angenommen wurde,

– unter Hinweis auf die Resolutionen der Vereinten Nationen zu den Rechten des Kindes 
und insbesondere die jüngste Resolution vom 4. April 2012,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahmen des Entwicklungsausschusses und des Ausschusses für die Rechte der 

                                               
1 http://www.eeas.europa.eu/human_rights/docs/guidelines_en.pdf.
2 Abgenommene Texte, P7_TA(2013)0055.
3 ABl. C 59E vom 28.2.2012, S. 150
4 ABl. C 168E vom 14.6.2013, S. 26
5 Abgenommene Texte, P7_TA(2012)0113.
6 ABl. C 291E vom 4.10.2011, S. 171
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Frau und die Gleichstellung der Geschlechter,

A. in der Erwägung, dass die verschiedenen Übergangsprozesse, einschließlich 
Volksaufstände, Konflikt- und Postkonfliktsituationen sowie Übergangsprozesse in 
Ländern mit autoritären Regimen, die ausgesetzt wurden, die Maßnahmen der EU zur 
Förderung von Menschenrechten und Demokratie in der Welt zunehmend vor 
Herausforderungen stellen; in der Erwägung, dass der EU-Jahresbericht über 
Menschenrechte und Demokratie in der Welt 2012 den Bedarf der EU an der weiteren 
Entwicklung von flexiblen politischen Reaktionen veranschaulicht; in der Erwägung, dass 
die grundlegendste politische Entscheidung für die EU die Beständigkeit und politische 
Entschlossenheit betrifft, den grundlegenden Werten der Europäischen Union in 
schwierigen Zeiten unter dem Druck anderer politischer Zielsetzungen und Interessen treu 
zu bleiben;

B. in der Erwägung, dass durch den Artikel 21 des Vertrags von Lissabon die Verpflichtung 
der EU verstärkt wird, sich bei ihrem Handeln auf internationaler Ebene von den 
Grundsätzen der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der universellen Gültigkeit und 
Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, der Achtung der Menschenwürde, 
dem Grundsatz der Gleichheit und dem Grundsatz der Solidarität sowie der Achtung der 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und des Völkerrechts leiten zu lassen;

C. in der Erwägung, dass die politischen Kriterien von Kopenhagen für „institutionelle 
Stabilität als Garantie für die demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, die Wahrung 
der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten“ weiterhin 
grundlegende Merkmale des Erweiterungsprozesses sind;

D. in der Erwägung, dass die Volksaufstände in der arabischen Welt die Europäische Union 
veranlasst haben, den Misserfolg früherer Maßnahmen anzuerkennen und sich zu einem 
Konzept „mehr für mehr“ bei der Überprüfung der Nachbarschaftspolitik zu verpflichten, 
dem das Engagement zugrunde liegt, „den Umfang der EU-Unterstützung für die 
einzelnen Partner an deren Fortschritte bei der Durchführung politischer Reformen und 
der Entwicklung einer vertieften Demokratie“, einschließlich freier und fairer Wahlen, 
Vereinigungs-, Meinungs- und Versammlungsfreiheit, einer freien Presse und freien 
Medien und Rechtspflege durch ein unabhängiges Gerichtswesen, anzupassen;

E. in der Erwägung, dass die Schlussfolgerungen des Rates zur Agenda für den Wandel der 
Europäischen Kommission in der EU-Entwicklungspolitik, die im Mai 2012 angenommen 
wurden, insbesondere darauf hinweisen, dass die Unterstützung von Partnern auf deren 
Entwicklungsstand und die Verpflichtung sowie die Fortschritte im Hinblick auf 
Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und verantwortungsvolle 
Regierungsführung abgestimmt werden; in der Erwägung, dass mit dem jüngsten 
gemeinsamen Standpunkt der EU hinsichtlich des Hochrangigen Forums zur Wirksamkeit 
der Entwicklungshilfe dafür eingetreten wird, dass systematisch bei der Entwicklung von 
Kooperationen auf die „demokratische Eigenverantwortung“ Bezug genommen werden 
sollte, im Rahmen derer Partnerländer für die Förderung eines günstigen Umfelds für die 
Zivilgesellschaft und die Stärkung der Rolle von Parlamenten, lokalen Behörden, 
nationalen Prüfungsorganen und den freien Medien verantwortlich sind;

F. in der Erwägung, dass der Rat der Europäischen Union im Juni 2012 einen Strategischen 



PE516.771v01-00 6/18 PR\944824DE.doc

DE

Rahmen und den Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie angenommen hat, der 
die EU-Organe zur Erreichung verschiedener konkreter politischer Ziele verpflichtet; in 
der Erwägung, dass der Rat der Europäischen Union im Juli 2012 die Position geschaffen 
und den ersten thematischen Sonderbeauftragten für Menschenrechte der EU ernannt hat;
in der Erwägung, dass das Verfahren zur Annahme eines neuen Aktionsplans für 
Menschenrechte und Demokratie, der im Januar 2015 nach Ablauf des derzeitigen 
Aktionsplans in Kraft tritt, im Frühjahr 2014 aufgenommen werden muss;

G. in der Erwägung, dass der Europäische Fonds für Demokratie im Oktober 2012 mit dem 
Hauptzweck eingerichtet wurde, den Kräften des demokratischen Wandels oder 
Organisationen, die sich für demokratische Reformprozesse in der europäischen 
Nachbarschaft und darüber hinaus einsetzen, direkte Finanzhilfe zukommen zu lassen;

H. in der Erwägung, dass die Schaffung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) von 
der Zusicherung begleitet war, dass die Förderung der Menschenrechte und Demokratie 
ein Silberstreifen sein würde, der sich durch den neuen diplomatischen Dienst der 
Europäischen Union ziehen würde; in der Erwägung, dass das Netzwerk von EU-
Delegationen in der Welt der Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der EU 
für Außen- und Sicherheitspolitik (VP/HV) eine neue Kompetenz bietet, um die 
Menschenrechtspolitik der Europäischen Union umzusetzen;

I. in der Erwägung, dass das Europäische Parlament in seinen Entschließungen zum 
vorhergehenden Jahresbericht und zur Überprüfung der EU-Menschenrechtsstrategie (die 
jeweils im Dezember 2012 angenommen wurden) nachdrücklich auf die Erfordernis einer 
Reform seiner eigenen Praktiken hinwies, um Menschenrechte in den Mittelpunkt seiner 
Aktivitäten zu stellen und seine dringenden Entschließungen zu den Verletzungen von 
Demokratie, Menschenrechten und der Rechtsstaatlichkeit nachzuverfolgen;

J. in der Erwägung, dass die öffentliche Eurobarometer-Umfrage des Europäische 
Parlaments, welche in den 27 EU-Mitgliedstaaten im November und Dezember 2012 
durchgeführt wurde, erneut aufzeigt, dass der Schutz der Menschenrechte weiterhin der 
wichtigste Wert in den Augen von Europäern ist; in der Erwägung, dass die glaubwürdige 
Umsetzung der erklärten Verpflichtungen der EU zur Förderung der Menschenrechte und 
Demokratie mit ihren externen Politikbereichen von entscheidender Bedeutung ist, um die 
Glaubwürdigkeit der EU-Außenpolitik insgesamt zu erhalten;

K. in der Erwägung, dass im Dezember 2012 die Europäische Union den Nobelpreis für ihren 
Beitrag zur Förderung von Frieden und Versöhnung, Demokratie und Menschenrechten in 
Europa erhalten hat;

Allgemeine Erwägungen

1. ist der Auffassung, dass die Menschenrechte im Mittelpunkt der Beziehungen der EU zu 
sämtlichen Drittländern, einschließlich ihrer strategischen Partner, stehen müssen;
unterstreicht, dass die EU-Menschenrechtspolitik konsequent den Vertragsverpflichtungen 
entsprechen und doppelte Standards in externen Politikbereichen vermeiden muss;

2. ruft die VP/HV, den EU-Sonderbeauftragten für Menschenrechte und den EAD auf, 
diesen Verpflichtungen nachzukommen und Menschenrechte und Demokratie in den 
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Mittelpunkt der Beziehungen der EU zu ihren Partnern, einschließlich auf höchster 
politischer Ebene, zu stellen, indem sämtliche relevante außenpolitische Instrumente der 
EU genutzt werden;

3. erkennt die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft bei dem Schutz und der Förderung der 
Demokratie und der Menschenrechte an; fordert die VP/HV auf, eine enge 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft sicherzustellen; ist der Ansicht, dass die EU ihr 
volles Gewicht in die Waagschale werfen sollte, um die Verfechter von Freiheit, 
Demokratie und Menschenrechten in der ganzen Welt zu unterstützen;

Der Jahresbericht der EU 2012

4. begrüßt die Annahme des Jahresberichts der EU über Menschenrechte und Demokratie in 
der Welt 2012; würdigt die VP/HV für ihren Bericht, den sie im Juni 2013 im Plenum des 
Europäischen Parlaments vorstellte; ruft dazu auf, diese Praxis fortzuführen und aktive 
und konstruktive Diskussionen unter den EU-Organen bei der Vorbereitung künftiger 
Berichte zu führen;

5. vertritt die Überzeugung, dass der Jahresbericht ein wesentliches Instrument für die 
Kommunikation und Erörterung von EU-Aktivitäten auf dem Gebiet von 
Menschenrechten und Demokratie werden sollte; begrüßt daher das Engagement der 
VP/HV und des EAD, EU-Jahresberichte als Durchführungsberichte zu dem Strategischen 
Rahmen der EU und dem Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie zu nutzen;

6. nimmt die Bezugnahme auf Maßnahmen durch den EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte im Jahresbericht zur Kenntnis und ermutigt die VP/HV und den EAD, 
tiefgehende Analysen einzubeziehen, insbesondere in Bezug auf seine Rolle bei der 
Umsetzung des Strategischen Rahmens und des Aktionsplans, um eine angemessene 
Beschreibung seiner Rolle und seiner Arbeit sicherzustellen;

7. erkennt die Bemühungen an, die in Bezug auf die Auflistung der zahlreichen EU-
Maßnahmen auf dem Gebiet der Förderung der Menschenrechte und der Demokratie in 
den Länderberichten unternommen wurden, die eine Fülle von Informationen über die 
Arbeit der EU-Organe in der Welt bereit stellen; bedauert dennoch, dass es den 
Länderberichten weiterhin an einem systematischen, eindeutigen und kohärenten Rahmen 
zu mangeln scheint, der eine gründlichere Analyse der Auswirkungen und der 
Wirksamkeit von EU-Maßnahmen bieten könnte;

8. bekräftigt seine Ansicht, dass die Länderberichte spezifische Richtwerte enthalten sollten, 
denen eine Reihe von Indikatoren zugrunde liegen, um positive und negative Trends zu 
bewerten, die Wirksamkeit von EU-Maßnahmen zu beurteilen und Gründe für die 
Anpassung des Umfangs der EU-Unterstützung entsprechend den Fortschritten in Bezug 
auf Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und verantwortungsvolle 
Regierungsführung bereit zu stellen;

9. begrüßt die Bemühung darum, Aktivitäten des Europäischen Parlaments in den 
Jahresbericht aufzunehmen, und fordert die VP/HV und den EAD nachdrücklich auf, 
mitzuteilen, welche Folgemaßnahme die Europäische Union zu den Entschließungen des 
Europäischen Parlaments ergriffen hat;
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Politischer Rahmen der EU

Strategischer Rahmen und Aktionsplan

10. bekräftigt seine Anerkennung für den Strategischen Rahmen und den Aktionsplan der EU 
für Menschenrechte und Demokratie als wichtigen Meilenstein bei der Integration und 
Einbeziehung von Menschenrechten in externe Politikbereiche der EU; hebt die 
Notwendigkeit eines Grundkonsens und einer verstärkten Koordinierung der 
Menschenrechtspolitik der EU zwischen den EU-Organen und den Mitgliedstaaten hervor;

11. hebt die entscheidende Bedeutung einer wirksamen und glaubwürdigen Umsetzung der in 
dem Strategischen Rahmen und in dem Aktionsplan erklärten Verpflichtungen hervor;
weist darauf hin, dass Glaubwürdigkeit die Bereitstellung angemessener Mittel für 
Maßnahmen und die konsequente Einbeziehung der Menschenrechte auf höchster 
politischer Ebene, wie bei Minister- und Gipfeltreffen mit Drittländern, erfordert;

12. weist darauf hin, dass der jetzige Aktionsplan Ende 2014 abgeschlossen wird; erwartet, 
dass die VP/HV und der EAD eine rechtzeitige Überprüfung und Konsultationen mit den 
Mitgliedstaaten, der Kommission, dem Parlament und der Zivilgesellschaft aufnehmen, 
die zur Annahme eines neuen Aktionsplans führen, der im Januar 2015 in Kraft tritt;

EU-Sonderbeauftragter für Menschenrechte

13. erkennt die Bedeutung des Mandats an, das dem ersten EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte übertragen wurde; ermutigt den EU-Sonderbeauftragten, die Sichtbarkeit, 
die Einbeziehung, die Kohärenz und die Wirksamkeit der EU-Menschenrechtspolitik zu 
erhöhen und das richtige Gleichgewicht zwischen stiller und öffentlicher Diplomatie bei 
der Ausführung seines Mandats zu wahren; weist erneut auf seine Empfehlung hin, dass 
der EU-Sonderbeauftragte dem Parlament regelmäßig über seine Aktivitäten Bericht 
erstattet;

14. empfiehlt dem EU-Sonderbeauftragten, mit dem Europäischen Parlament und der 
Zivilgesellschaft einen offenen Dialog zu führen und somit eine wichtige Praxis 
einzuleiten, die fortgeführt und konsolidiert werden sollte, um die erforderliche 
Transparenz und Rechenschaftspflicht sicherzustellen; begrüßt ferner, dass der EU-
Sonderbeauftragter das Augenmerk auf eine Anzahl problematischer Länder wie 
Russland, Ägypten und Bahrain legt;

15. begrüßt die Tatsache, dass die Zusammenarbeit mit dem EU-Sonderbeauftragten für 
Menschenrechte in das Mandat für den geografischen EU-Sonderbeauftragten für die 
Sahelzone aufgenommen wurde, und fordert den Rat und die VP/HV nachdrücklich auf, 
diese Praxis auf die Mandate von künftigen geografischen EU-Sonderbeauftragten 
auszuweiten;

EU-Leitlinien zu den Menschenrechten

16. begrüßt die Annahme der EU-Leitlinien zur Religions- und Glaubensfreiheit und den 
LGBTI-Rechten; erinnert den EAD jedoch daran, die verantwortungsvolle 
interinstitutionelle Praxis zu beachten und sich rechtzeitig mit den jeweiligen politischen 
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Gremien innerhalb des Europäischen Parlaments in Verbindung zu setzen; begrüßt die 
vom EAD und dem Rat angenommene Praxis, ältere Leitlinien zu prüfen und zu 
überarbeiten; ermutigt den EAD, ein strengeres Überprüfungsverfahren anzunehmen, das 
die eingehende Anhörung von Interessensträgern beinhaltet, um eine Anpassung an sich 
ändernde Umstände zu ermöglichen;

17. fordert den EAD und den Rat dringend auf, sich insbesondere mit der Frage nach 
entsprechenden Durchführungsplänen für die Leitlinien zu beschäftigen; empfiehlt 
Weiterbildung und stärkere Sensibilisierung für das Delegationspersonal des EAD und der 
EU sowie für Diplomaten der Mitgliedstaaten; bringt ausdrücklich seine Besorgnis im 
Hinblick auf die Umsetzung der Leitlinien zum humanitären Völkerrecht und den 
Leitlinien zu Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung zum Ausdruck;

Menschenrechtsdialoge mit Drittländern

18. weist auf die anhaltenden Schwierigkeiten beim Erzielen von konkreten Fortschritten in 
zahlreichen EU-Dialogen und -Konsultationen zu Menschenrechten hin; hält die EU dazu 
an, nach neuen Wegen zu suchen, um die Dialoge mit problematischen Ländern sinnvoller 
zu gestalten; hebt die Notwendigkeit hervor, dass eine entschlossene, ehrgeizige und 
transparente Menschenrechtspolitik in diesen Dialogen verfolgt wird; fordert die EU daher 
auf, klare politische Schlussfolgerungen zu ziehen, wenn der Menschenrechtsdialog nicht 
konstruktiv ist, und in diesen Fällen den Schwerpunkt verstärkt auf politischen Dialog, 
Maßnahmen und öffentliche Diplomatie zu legen; warnt zudem davor, 
Menschenrechtsgespräche von Dialogen auf hoher politischer Ebene abzukoppeln;

Länderstrategien zu Menschenrechten und Anlaufstellen für Menschenrechtsfragen

19. erkennt die Bemühungen des EAD an, den ersten Zyklus der EU-Länderstrategien für 
Menschenrechte abzuschließen; bekräftigt seine Unterstützung für das Ziel, der EU-
Delegation die Eigenverantwortung für die Länderstrategie vor Ort zu übertragen und 
gleichzeitig eine Qualitätskontrolle auf Leitungsebene sicherzustellen; bedauert jedoch 
den Mangel an Transparenz im Hinblick auf die Inhalte der Länderstrategien;

20. begrüßt das fast vollständige Netzwerk von Anlaufstellen für Menschenrechtsfragen in 
EU-Delegationen; ruft die VP/HV und den EAD auf, einen Plan zu entwickeln, wie dieses 
Netzwerk unter Ausschöpfung seines gesamten Potenzials genutzt werden kann;

Menschenrechtsklausel bei Handelspräferenzen und in Außenhandelsabkommen

21. befürwortet die Praxis, rechtlich bindende Menschenrechtsklauseln in die internationalen 
Abkommen der EU aufzunehmen, und ist der Ansicht, dass diese Klauseln Teil sämtlicher 
sektorspezifischer Handelsabkommen sein sollten;

22. weist darauf hin, dass das Parlament seine Zustimmung zu internationalen Abkommen 
aufgrund schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen verweigern kann, wie bei dem 
Abschluss der Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) mit Turkmenistan oder 
dem Textilprotokoll des Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zwischen der EU 
und Usbekistan;
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23. begrüßt die Weiterführung des erweiterten Handelspräferenzsystems (APS+), in dessen 
Rahmen Länder zusätzliche Vorzugspreise als Anreiz für die Ratifizierung und 
Umsetzung der 27 wichtigsten Menschenrechts-, Arbeits- und Umweltkonventionen 
erhalten können; betont, dass die erweiterten Handelspräferenzen nur den Ländern 
gewährt werden dürfen, die die Konventionen ratifiziert und wirksam umgesetzt haben;
weist auch auf die Möglichkeit eines vorübergehenden Entzugs von erweiterten 
Handelspräferenzen für Länder hin, die gegen Menschenrechte verstoßen; fordert die 
Europäische Kommission daher auf, bei der Überwachung echte Kommunikationskanäle 
zu öffnen und umfassende Konsultationen mit einer breiten Vielfalt von Partnern, 
einschließlich dem Europäischen Parlament und lokalen Akteuren der Zivilgesellschaft 
sowie dem sozialen Sektor, durchzuführen; fordert die Kommission auf, die Bewertungen 
zum erweiterten Handelspräferenzsystem öffentlich zugänglich zu machen, um die 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu steigern;

24. fordert die EU des Weiteren auf, spezifische politische Leitlinien zur wirksamen 
Einbeziehung von Menschrechten in ihren Handels- und Investitionsabkommen zu 
formulieren und anzunehmen, um methodische Konsistenz und Sorgfalt bei der 
Folgenabschätzung in Bezug auf Menschenrechte zu erreichen;

Politik der Europäischen Union in Bezug auf Übergangsprozesse

25. weist auf die überwältigenden Beweise aus den letzten Jahren hin, die die große 
Bedeutung der EU-Außenpolitik und deren angemessene Befassung mit dynamischen 
Übergangsprozessen in Drittländern aufzeigen; ermutigt die EU, weiterhin Lehren aus 
vergangenen positiven und negativen Erfahrungen zu ziehen, die Wiederholung 
bestimmter politischer Fehler zu vermeiden und empfehlenswerte Verfahren aufzustellen, 
um die Demokratisierungsprozesse zu beeinflussen und zu festigen; erkennt die 
Notwendigkeit von politischer Flexibilität in verschiedenen Situationen an und 
befürwortet die Entwicklung von politischen Instrumenten, die in verschiedenen 
Übergangsszenarien zum Einsatz kommen könnten, um Maßnahmen zur Förderung der 
Menschenrechte und Demokratie auf flexible und glaubwürdige Weise in den EU-Ansatz 
zu integrieren;

26. weist mit Nachdruck darauf hin, dass politische Reformprozesse und Demokratisierung 
mit der Achtung von Menschenrechten, der Förderung von Gerichtswesen, 
Rechenschaftspflicht, Versöhnung, Rechtstaatlichkeit und der Einrichtung demokratischer 
Institutionen einhergehen müssen; weist auf die Bedeutung der Wiedergutmachung für 
Menschenrechtsverletzungen hin, die von ehemaligen Regimen begangen wurden; besteht 
darauf, dass die EU jederzeit einen kontextabhängigen Ansatz für die Übergangsjustiz 
befürwortet;

27. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die EU den Ländern ihre volle Unterstützung geben 
sollte, die autoritäre Regime gestürzt haben und sich im Übergang zur Demokratie 
befinden; erinnert daran, dass die Polizei, das Militär und das Gerichtswesen häufig als 
Mechanismen genutzt werden, um systematische Verletzungen der Menschenrechte zu 
veranlassen; weist daher mit Nachdruck darauf hin, dass die institutionelle Reform dieser 
Organe zu einer größeren Rechenschaftspflicht und Transparenz in Übergangsprozessen 
führen muss;
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28. hält die externen Finanzierungsinstrumente der EU für ein wichtiges Mittel, um die Werte 
der Europäischen Union im Ausland zu fördern und zu verteidigen; begrüßt in diesem 
Kontext das Engagement, die Menschenrechte, die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit 
in den Mittelpunkt der externen Politikbereiche der EU zu setzen; fordert Verbesserungen 
der Kohärenz und Wirksamkeit verschiedener thematischer und geografischer 
Instrumente, um dieses strategische Ziel zu erreichen;

29. hält die EU mit Nachdruck an, eine aktive und unabhängige Zivilgesellschaft weltweit 
politisch und finanziell zu fördern, beispielsweise durch das Europäische Instrument für 
Demokratie und Menschenrechte (EIDHR);

30. begrüßt die Einrichtung des Europäischen Fonds für Demokratie (EFD), mit dem 
diejenigen unterstützt werden sollen, die nach demokratischem Wandel streben, indem 
ihnen flexible und auf ihren Bedarf abgestimmte Finanzierung angeboten wird;

Erweiterungspolitik, Demokratisierung und Menschenrechte

31. betont die gewichtige Bedeutung des Erweiterungsprozesses als Mittel zur Förderung der 
Demokratisierung und zum besseren Schutz der Menschenrechte;

32. begrüßt die Entscheidung der Kommission, die Rechtsstaatlichkeit in den Mittelpunkt des 
Erweiterungsprozesses zu stellen; ruft die EU nachdrücklich auf, während des 
Erweiterungsprozesses wachsam zu bleiben und auf die konsequente Durchsetzung von 
Bestimmungen mit entscheidender Bedeutung für die Menschenrechte zu bestehen, wie 
der Schutz der Rechte von Angehörigen nationaler Minderheiten, die Herstellung von 
Rechtsstaatlichkeit, die Sicherstellung eines wirksamen Zugangs zum Recht und die 
Gewährleistung der Grundfreiheiten;

33. stellt mit Besorgnis fest, dass die Achtung der Rechte von Minderheiten eine der zentralen 
Herausforderungen ist, die in der Erweiterungsstrategie der Kommission für 2012/2013 
genannt werden; bestärkt die Mitgliedstaaten darin, in der breiten Öffentlichkeit eine 
Debatte zur Akzeptanz von Minderheiten durch Bildung, zivilgesellschaftliches 
Engagement und die allgemeine Stärkung des Bewusstseins hierzu anzuregen; bedauert, 
dass die Gemeinschaft der Roma in allen Westbalkanstaaten besonders benachteiligt ist;
verurteilt die verbreitete negative Haltung der Gesellschaft gegenüber gefährdeten 
Gruppen wie der LGBT-Gemeinschaft und Menschen mit Behinderungen, was ein 
wiederkehrendes Problem in vielen Beitrittsländern darstellt;

34. stellt fest, dass es bei der Medienfreiheit in vielen Beitrittsländern Fortschritte gegeben 
hat; bedauert jedoch den Mangel an Maßnahmen zur Wahrung der Freiheit der 
Meinungsäußerung in bestimmten Beitrittsländern, der häufig zu Selbstzensur, politischer 
Einflussnahme, wirtschaftlichem Druck und zur Schikane oder sogar gewalttätigen 
Übergriffen gegen Journalisten führt; ist in dieser Hinsicht ernsthaft besorgt über die 
zunehmenden Verletzungen der Freiheit der Meinungsäußerung in der Türkei;

Herausforderungen in der Nachbarschaftspolitik durch Übergangsprozesse

35. ist sich der Herausforderungen im Zusammenhang mit dem Übergang zur Demokratie in 
der südlichen und östlichen Nachbarschaft bewusst; stellt zunehmende Unterschiede bei 
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den demokratischen Reformen in der EU-Nachbarschaft fest;

36. begrüßt den neuen Ansatz der EU, der auf einen Ausbau der Partnerschaft zwischen der 
EU und den Ländern und Gesellschaften in ihrer Nachbarschaft abzielt und sich auf 
gegenseitige Rechenschaftspflicht und ein gemeinsames Bekenntnis zu den universellen 
Werten der Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stützt; unterstützt den 
Ansatz „mehr für mehr“, mit dem solchen Partnern, die sich für den Aufbau einer 
tiefgreifenden und dauerhaften Demokratie und den Schutz der Menschenrechte einsetzen, 
stärkere Unterstützung gewährt werden sollte; fordert den EAD und die Kommission auf, 
die wirksame und transparente Umsetzung dieses Ansatzes sicherzustellen und dabei den 
Berichten des Parlaments angemessen Rechnung zu tragen;

37. weist mit Besorgnis auf die Instabilität des Demokratieprozesses und die 
Verschlechterung der Lage der Menschenrechte und Grundfreiheiten in vielen 
Nachbarschaftsländern hin; betont, dass verantwortungsvolle Staatsführung, 
Vereinigungsfreiheit, Freiheit der Meinungsäußerung, Versammlungsfreiheit, eine freie 
Presse und freie Medien, Rechtsstaatlichkeit und eine unabhängige Justiz eine 
unerlässliche Stütze bei dem Übergang zur Demokratie sind; ist sich der zentralen Rolle 
der Zivilgesellschaft bei der Gewinnung der Öffentlichkeit für die Unterstützung 
demokratischer Reformen in den Nachbarschaftsländern bewusst;

38. bedauert, dass Organisationen der Zivilgesellschaft in einigen Ländern weiterhin 
erheblichen Einschränkungen gegenüberstehen, wie Hindernissen für die Freizügigkeit, 
Klagen gegen die Führungskräfte von NRO, schwerfälligen Verwaltungsverfahren, der 
aggressiven Anwendung strafrechtlicher Bestimmungen zu Verleumdung gegen NRO 
oder das vollständige Verbot ihrer Tätigkeit, beschränkende Regelungen zur Steuerung 
ausländischer Finanzierungen oder die Verhängung einer Genehmigungspflicht für die 
Annahme von Förderungen;

39. ist weiterhin besorgt über den Mangel an Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Grundfreiheiten 
und Achtung der Menschenrechte in Belarus;

40. stellt mit Besorgnis Fälle selektiver Justiz in bestimmten Ländern der östlichen 
Nachbarschaft fest; erinnert daran, dass die EU wiederholt die Freilassung politischer 
Gefangener wie Julia Timoschenko in der Ukraine gefordert hat; bekräftigt, dass in 
Ländern, die sich zu demokratischen Werten bekennen, eine klare Trennung zwischen 
politischer und strafrechtlicher Verantwortung erfolgen sollte;

41. unterstützt alle Schritte in Richtung eines politischen Dialogs, da dieser unerlässlich ist, 
um den Übergang in Ägypten voranzubringen; äußert sich zutiefst besorgt über die 
jüngste Krise und fordert alle politischen Führer im Land auf, nach einem Ausweg aus der 
gefährlichen Pattsituation zu suchen und der Durchführung handfester vertrauensbildender 
Maßnahmen zuzustimmen, mit dem Ziel, die Gefahr weiteren Blutvergießens und einer 
Polarisierung im Land zu vermeiden;

42. ist weiterhin zutiefst besorgt über die Krise in Syrien; bedauert zutiefst die exzessive 
Anwendung von Gewalt gegen die Zivilbevölkerung im Land und verabscheut das 
Ausmaß an staatlichem Machtmissbrauch, der als Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
angesehen werden könnte; fordert alle bewaffneten Parteien auf, die Gewalt in Syrien 
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unverzüglich zu beenden; zeigt sich tief besorgt über die anhaltende humanitäre Krise und 
deren Auswirkungen auf die angrenzenden Länder; ist der Ansicht, dass der Schlüssel zur 
Lösung des Konflikts in politischen Mechanismen und diplomatischen Prozessen liegt;

Übergangsjustiz und die Herausforderung der Friedenskonsolidierung nach Konflikten

43. betrachtet die Rechenschaftspflicht für vergangene Verstöße als integralen Bestandteil im 
Prozess für eine dauerhafte Aussöhnung; begrüßt das Vorhaben des EAD, zur 
Übergangsjustiz eine spezifische Strategie mit dem Ziel zu entwickeln, die Gesellschaften 
im Umgang mit Missbräuchen der Vergangenheit und im Kampf gegen Straflosigkeit zu 
unterstützen; betont die Notwendigkeit, sich mit der Übergangsjustiz in einer Weise 
auseinanderzusetzen, die mit der Hilfestellung der EU bei der Strafverfolgung 
internationaler Verbrechen im Allgemeinen und der Arbeit des IStGH im Besonderen im 
Einklang stehen; weist insbesondere auf die Erfahrungen der EU in den 
Westbalkanstaaten als Inspirationsquelle hin;

44. hebt hervor, dass ein Kernelement des EU-Ansatzes zu Übergangsjustiz die Unterstützung 
einer institutionellen Reform der Justiz sein sollte, damit das Funktionieren der 
Rechtsstaatlichkeit im Einklang mit internationalen Normen verbessert wird; betont die 
Notwendigkeit einer strafrechtlichen Verfolgung ehemaliger Verbrecher durch nationale 
und internationale Gerichte; betont die Bedeutung des öffentlichen Dialogs für die 
Auseinandersetzung mit der Vergangenheit und von geeigneten Programmen für die 
Konsultation und Entschädigung von Opfern, einschließlich 
Wiedergutmachungsleistungen; betrachtet die Überprüfung der Vergangenheit von 
Mitarbeitern der Übergangsinstitutionen als Glaubwürdigkeitstest für die Übergangsjustiz;

45. weist auf die besondere Komplexität bei der Entwicklung kohärenter Strategien für 
Übergangsprozesse in Situationen nach Konflikten hin; betont daher die Notwendigkeit, 
die Einhaltung und Überwachung von internationalen Menschenrechtsnormen und 
Normen im humanitären Völkerrecht in Situationen von bewaffneten Konflikten zu 
verbessern;

46. verurteilt aufs Schärfste die schweren Menschenrechtsverletzungen, die in den 
bewaffneten Konflikten der jüngsten und andauernden Krisen, wie die in Syrien, Mali und 
der Zentralafrikanischen Republik, begangen wurden, insbesondere summarische 
Hinrichtungen, Vergewaltigung und andere Formen der sexuellen Gewalt, 
Folterhandlungen, willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen; fordert die EU auf, gegen 
Straflosigkeit in all diesen Fällen vorzugehen sowie die Verfolgung durch inländische 
Justizbehörden zu unterstützen, und fordert den IStGH auf, die Täter vor Gericht zu 
stellen;

47. fordert die VP/HV und den EAD auf, eine gründliche Überprüfung der Politik im 
Zusammenhang mit den tragischen Ereignissen in Syrien, Libyen, Mali und anderen 
jüngsten Konflikten mit dem Ziel durchzuführen, die Leitlinien der EU zum humanitären 
Völkerrecht zu überarbeiten, und für eine wirksamere Umsetzung dieser Leitlinien zu 
sorgen; fordert die EU auf, die derzeitige Initiative des Internationalen Komitees vom 
Roten Kreuz und der Schweizer Regierung zur Reformierung des globalen 
ordnungspolitischen Rahmens im Bereich des humanitären Völkerrechts zu unterstützen;
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Stagnierende Übergänge und Sorgenländer

48. macht auch auf die stagnierenden Übergänge in Ländern aufmerksam, in denen die 
Reformbewegungen oder Übergangsprozesse vom herrschenden Regime zum Erliegen 
gebracht oder unterdrückt wurden; fordert die EU zur Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, 
die herrschenden Eliten in diesen sowie in anderen Ländern, die noch autoritär regiert 
werden und Anlass zur Sorge geben, zur Einleitung eines Reformprozesses zu bewegen, 
der dem Aufbau starker und stabiler Demokratien dient, in denen Rechtsstaatlichkeit 
herrscht und die Menschenrechte und Grundfreiheiten geachtet werden;

49. erinnert daran, dass in den im Übergang „gefangenen“ Ländern ein Mangel an 
demokratischen Reformen und politischer Rechenschaftslegung herrscht; bekräftigt, dass 
alle Bürgerinnen und Bürger ein Recht auf umfassende und ungehinderte Teilhabe am 
politischen Leben haben, in dem offene und gerechte Wahlen mit mehr als einer Partei 
und verschiedenen alternativen Medienquellen stattfinden;

50. erklärt sich zutiefst besorgt über die unlängst erlassenen repressiven Gesetze und ihre 
willkürliche Anwendung durch die Staatsorgane Russlands, was häufig zu Schikanen 
gegen nichtstaatliche Organisationen, Aktivisten der Zivilgesellschaft, 
Menschenrechtsverteidiger und Minderheiten führt;

51. hebt die Notwendigkeit einer internationalen Überwachung der Menschenrechtslage in 
China hervor und fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, sich angesichts des 
fehlgeschlagenen EU-China-Dialogs zu Menschenrechten aktiv für eine solche 
Überwachung einzusetzen, um deutliche und konkrete Ergebnisse zu erzielen;

52. erklärt sich zutiefst besorgt über die sich laufend verschlechternde Menschenrechtslage in
Iran, die anhaltende Repression von Anhängern der Reformbewegung, die wachsende 
Zahl politischer Häftlinge und von Gefangenen aus Gewissensgründen, die anhaltend 
hohe Zahl von Hinrichtungen – auch Minderjähriger –, die weit verbreitete Anwendung 
von Folter, unfaire Verfahren und horrende Kautionssummen sowie die erhebliche 
Einschränkung der Freiheit der Information, der Meinungsäußerung, der Versammlung, 
der Religionsausübung, der Bildung und der Wahl des Aufenthaltsorts;

53. äußert sich zutiefst besorgt über die Verschlechterung der Menschenrechtssituation in der 
Demokratischen Volksrepublik Korea (DVRK) und fordert die DVRK zur Beteiligung an 
einem konstruktiven Dialog über die Menschenrechte mit der Europäischen Union auf;
fordert die DVRK auf, Hinrichtungen ohne Gerichtsurteil und der Verschleppung von 
Personen ein Ende zu setzen, politische Gefangene freizulassen und ihren Bürgerinnen 
und Bürgern zu erlauben, sich innerhalb und außerhalb des Landes frei zu bewegen;
fordert die DVRK auf, die freie Meinungsäußerung und die Pressefreiheit von nationalen 
und internationalen Medien zu achten und dafür zu sorgen, dass ihre Bürgerinnen und 
Bürger unzensierten Zugang zum Internet erhalten;

54. fordert die EU zur Entwicklung einer wirksamen Sanktionspolitik gegenüber allen 
Regimen auf, die repressiv gegen die Zivilbevölkerung vorgehen;

Wahlbeobachtung und Politik zur Förderung der Demokratie
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55. begrüßt, dass die EU die Wahlprozesse weltweit nach wie vor begleitet, indem sie 
Wahlbeobachtungsmissionen (EOM) und Wahlexpertenmissionen (EEM) entsendet, 
Wahlhilfe leistet und inländische Beobachter unterstützt; stellt fest, dass diese Missionen 
in jüngster Zeit einen unterstützenden Beitrag zur demokratischen Entwicklung in der EU-
Nachbarschaft geleistet haben und die Machtübergabe an die Opposition (Senegal) und 
die Konsolidierung einer aus einem Konflikt hervorgegangenen Demokratie (Sierra 
Leone) bezeugen konnten;

56. begrüßt die Initiative der Koordinierungsgruppe Demokratieförderung und Wahlen zur 
Verbesserung der Reaktion auf die Empfehlungen von Wahlbeobachtungsmissionen, 
indem diese Empfehlungen in den „Fahrplan für Demokratie“ für das betreffende Land 
integriert werden, und zur Übertragung einer Sonderrolle an den Leiter der Mission, damit 
die Empfehlungen, unterstützt durch die ständigen Gremien des Parlaments, 
Folgemaßnahmen nach sich ziehen;

57. betont die Bedeutung eines Ausbaus der operationellen Fähigkeiten der Parlamente 
zwischen den Wahlen; erinnert in diesem Zusammenhang an die Zusicherung der EU im 
Hochrangigen Forum zur Wirksamkeit der Entwicklungshilfe, die 
Entwicklungszusammenarbeit auf „demokratische Eigenverantwortung“ unter besonderer 
Berücksichtigung einer gestärkten Rolle der Parlamente zu stützen;

Freiheit der Meinungsäußerung

58. unterstreicht die besondere Bedeutung der Freiheit der Meinungsäußerung, einschließlich 
freier Medien, in Übergangssituationen; begrüßt die Zusage der EU, Leitlinien zur Freiheit 
der Meinungsäußerung auszuarbeiten (online und offline), und empfiehlt der EU darüber 
hinaus die Entwicklung einer Methodologie zur Überwachung von und Reaktion auf 
Änderungen in der Gesetzgebung, die in Drittländern zu einer Beschränkung des 
Pluralismus oder der Pressefreiheit führen;

Förderung der allgemeinen Menschenrechte durch die EU

59. unterstützt uneingeschränkt die im Strategischen Rahmen für Menschenrechte und 
Demokratie verankerte zustimmende Haltung der EU gegenüber der Förderung und dem 
Schutz aller Menschenrechte sowie ihre Zusage, sie werde „jeden Versuch anprangern, die 
Achtung der Universalität der Menschenrechte zu untergraben“;

Menschenrechtssystem der Vereinten Nationen

60. bekräftigt seine Unterstützung für die Stärkung des Menschenrechtssystems der VN als 
Grundvoraussetzung für Fortschritte bei der Durchsetzung der universellen 
Menschenrechte; erkennt die Bemühungen der EU bei der Überprüfung des 
Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen an und ruft alle Mitglieder des 
Menschenrechtsrats dazu auf, die höchsten Menschenrechtsnormen aufrechtzuerhalten 
und sich an die vor ihrer Wahl gemachten Zusicherungen zu halten; betrachtet die 
Unabhängigkeit des Amtes der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte und der Mandatsträger für die Sonderverfahren der VN als 
Grundvoraussetzungen für ihre effiziente Tätigkeit und unterstreicht, dass dafür die 
Bereitstellung nicht zweckgebundener Mittel erforderlich ist;



PE516.771v01-00 16/18 PR\944824DE.doc

DE

61. begrüßt den Beginn des zweiten Zyklus des Verfahrens zur allgemeinen regelmäßigen 
Überprüfung (Universal Periodic Review, UPR) und fordert die EU auf, Verbesserungen 
am UPR-Verfahren und den Stand bei der Umsetzung von UPR-Empfehlungen, die die 
Länder angenommen und zugesagt hatten, aufmerksam zu verfolgen;

62. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, auf ihre im Strategischen Rahmen der EU 
gemachten Zusage zur Ratifizierung und Umsetzung der wesentlichen internationalen 
Menschenrechtsabkommen aufzubauen, indem sie insbesondere die zehn wichtigsten 
Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen und die zugehörigen 
Fakultativprotokolle ratifizieren und umsetzen, und einschlägige Erklärungen abzugeben, 
nach denen jede einzelne Beschwerde entgegengenommen und jedem Verfahrensantrag 
stattgegeben wird; betont die Bedeutung dieser Ratifizierungen für die innere und äußere 
Glaubwürdigkeit der EU-Menschenrechtspolitik;

63. bestärkt die EU und ihre Mitgliedstaaten, die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte bei der Umsetzung ihres Berichts von 2012 zur Stärkung der VN-
Vertragsorgane zu unterstützen, die eine zentrale Rolle bei der Überwachung der 
tatsächlichen Umsetzung der Menschenrechtsverpflichtungen in den Staaten spielen, die 
Vertragsparteien der UN-Menschenrechtsabkommen sind;

Internationaler Strafgerichtshof

64. bekräftigt seine nachdrückliche Unterstützung des Internationalen Strafgerichtshofs;
betrachtet die Zunahme der Anzahl an Vertragsstaaten als wichtige Entwicklung zur 
Stärkung der Universalität des Gerichtshofs und begrüßt die Ratifizierung des Römischen 
Statuts durch Guatemala im April 2012 und durch Côte d’Ivoire im Februar 2013;

65. bedauert, dass das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs in der neuen 
APS-Verordnung noch immer nicht in dem Verzeichnis der Übereinkommen aufgeführt 
ist, die die Voraussetzung für den APS+-Status bilden; stellt fest, dass eine Reihe von 
APS+-Bewerbern keine Vertragsparteien des Statuts sind oder es bislang nicht ratifiziert 
haben (z. B. Armenien, Pakistan); bekräftigt seine Empfehlung, das Römische Statut in 
das künftige Verzeichnis der Übereinkommen aufzunehmen;

66. ruft die EU und ihre Mitgliedstaaten dazu auf, in Verhandlungen und politischen Dialogen 
mit Drittländern, regionalen Organisationen und anderen regionalen Gruppen auf die 
Bedeutung der Ratifizierung und Annahme des Statuts hinzuweisen und Bestimmungen, 
die den IStGH und die internationale Strafgerichtsbarkeit betreffen, in die EU-Abkommen 
mit Drittländern aufzunehmen;

67. ruft die Delegationen und Sonderbeauftragten der EU dazu auf, den IStGH, die 
Vollstreckung seiner Beschlüsse und den Kampf gegen Straflosigkeit bei Verbrechen nach 
dem Römischen Statut aktiv zu fördern;

68. fordert die Mitgliedstaaten der EU auf, den Ersuchen des IStGH um Rechtshilfe und 
Zusammenarbeit in allen Phasen des Gerichtsverfahrens (Vorprüfung, Ermittlungen, 
Festnahme und Überstellung, Schutz der Opfer und Zeugen, vorläufige Haftentlassung, 
Vollstreckung von Freiheitsstrafen) nachzukommen;
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Todesstrafe und ihre Vollstreckung

69. bekräftigt seine eindeutige Ablehnung der Todesstrafe und betrachtet die weltweite 
Abschaffung der Todesstrafe als Kernziel der Menschenrechtspolitik der EU; betont, dass 
sich die Todesstrafe noch nie als wirksames Abschreckungsmittel gegen Verbrechen 
erwiesen hat; begrüßt die Bemühungen der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten 
in den Vereinten Nationen, die im Dezember 2012 zur Annahme einer Entschließung der 
Generalversammlung über das Moratorium für die Vollstreckung der Todesstrafe geführt 
haben;

70. bedauert die Tatsache, dass Belarus als einziges Land auf dem europäischen Kontinent an 
der Todesstrafe festhält; bekräftigt erneut, dass die Hinrichtungen von Dmitri Konowalow 
und Wladislaw Kowalew zutiefst bedauerlich sind; erneuert seinen Aufruf an Belarus, ein 
Moratorium für die Todesstrafe umzusetzen, das letztlich zu ihrer Abschaffung führen 
sollte;

Beseitigung von Diskriminierung

71. verweist auf die Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, nach denen alle 
Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und Anspruch auf alle in 
der Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten haben, ohne irgendeinen Unterschied, 
etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, sozialer Herkunft, Geburt 
oder sonstigem Stand; bekräftigt seine Forderung an die EU, die Bekämpfung von 
Diskriminierung und Intoleranz als Kernbestandteil ihrer Menschenrechtspolitik zu 
verfolgen und ihre Politik auf eine integrative und umfassende Definition der Nicht-
Diskriminierung zu stützen; unterstreicht, dass die Achtung der Rechte von Minderheiten 
von entscheidender Bedeutung für Frieden, Entwicklung und Demokratie ist; begrüßt und 
unterstützt das Zusammenwirken der EU mit den Vereinten Nationen und regionalen 
Organisationen in diesem Bereich;

72. fordert die EU auf, der Diskriminierung aufgrund von Formen der sozialen Schichtung, 
wie den Kastensystemen oder gleichartigen Systemen mit erblichen Ständen, besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen, da sie sich auf die Aussichten auf den gleichen Genuss der 
Menschenrechte äußerst schädlich und zum Teil zerstörerisch auswirken;

73. betont, dass das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Religions- oder
Weltanschauungsfreiheit gemäß Artikel 18 der Allgemeinen Menschenrechtserklärung 
und anderen internationalen Menschenrechtsinstrumenten ein grundlegendes 
Menschenrecht ist und das Recht umfasst, zu glauben oder nicht zu glauben, sowie das 
Recht, eine selbstgewählte Weltanschauung anzunehmen, zu ändern oder aufzugeben;

74. verurteilt aufs Schärfste Diskriminierung, Intoleranz, Gewalt und Tötungen aus Gründen 
der Religion oder Weltanschauung, unabhängig davon, wo oder von wem sie vertreten 
werden; ist überaus besorgt über die Gefahr, die mit dem wachsenden Sektierertum 
entlang religiöser Linien in Ländern wie Ägypten und Syrien einhergeht, da dieses ein 
Hindernis für dauerhaften Frieden und Versöhnung darstellt;
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75. bringt seine umfassende Unterstützung für die Arbeit der VN zur Wahrung der Rechte und 
Teilhabe von Frauen zum Ausdruck; unterstützt die Umsetzung des EU-Aktionsplans zur 
Gleichstellung der Geschlechter und Teilhabe von Frauen in der 
Entwicklungszusammenarbeit; ruft die EU-Delegationen dazu auf, spezielle Maßnahmen 
zur Rolle der Außenhilfe und der Entwicklungszusammenarbeit in ihren lokalen 
Strategien zur Anwendung der EU-Leitlinien betreffend Gewalt gegen Frauen und die 
Bekämpfung aller Formen der Diskriminierung von Frauen einzuführen;

76. lenkt die Aufmerksamkeit darauf, geschlechtsbedingte Gewalt und sexuelle 
Gewaltverbrechen als Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
Tatbestandsmerkmale des Völkermords oder der Folter in das Römische Statut 
aufzunehmen; begrüßt in diesem Zusammenhang die Resolution 2106 des VN-
Sicherheitsrats zur Verhinderung von sexueller Gewalt in Konflikten vom 24. Juni 2013, 
in der die zentrale Rolle des IStGH im Kampf gegen Straflosigkeit bei sexuellen oder 
geschlechtsbedingten Verbrechen bekräftigt wird; fordert die EU auf, die Umsetzung 
dieser Grundsätze umfassend zu unterstützen; bekräftigt die Bereitschaft der EU, 
menschenrechts- und geschlechterbezogene Aspekte in Übereinstimmung mit den 
wegweisenden Resolutionen 1325 und 1820 des VN-Sicherheitsrats zu Frauen, Frieden 
und Sicherheit systematisch in GSVP-Missionen einzubeziehen;

77. fordert eine gezielte Kampagne zu den Rechten des Kindes mit Schwerpunkt Gewalt 
gegen Kinder; sieht der wirksamen Umsetzung der integrierten EU-Strategie zur 
Beseitigung des Menschenhandels 2012-2016, in der Kinderarbeit als eine der 
Grundursachen für den Menschenhandel bezeichnet wird, mit Interesse entgegen;

78. betont die Notwendigkeit, die Bemühungen zur Umsetzung der überarbeiteten 
Umsetzungsstrategie für die Leitlinien der EU zu Kindern und bewaffneten Konflikten zu 
verstärken; bestärkt die EU in der weiteren Vertiefung ihrer Zusammenarbeit mit der VN-
Sonderbeauftragten für Kinder und bewaffnete Konflikte; begrüßt die Einführung einer 
neuen Förderlinie im Jahr 2012 zur Unterstützung von Kindern, die von Konflikten 
betroffen sind, durch humanitäre Hilfe für den Zugang zu Bildung in 
Ausnahmesituationen;

79. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung an den Rat, die Kommission und den 
Europäischen Auswärtigen Dienst, an die Regierungen und Parlamente der 
Mitgliedstaaten und der Kandidatenländer, an die Vereinten Nationen und den Europarat 
sowie an die Regierungen der in dieser Entschließung genannten Länder und Gebiete zu 
übermitteln.


